
23 Jahre lang arbeitete Muris Puric im

Vereinsbegegnungszentrum der Isla-

mischen Gemeinschaft der Bosniaken

des Kantons Aargau als Imam. Nun

sitzt der 51-Jährige vor dem Aarauer

Bezirksgericht. Er trägt eine weisse

Gebetsmütze und wippt nervös mit

dem Fuss. Er sieht besorgt aus und

wirkt, als sei er sich nicht sicher, wes-

halb er als Beschuldigter hier sitzt.

Die Anklage der Staatsanwalt-

schaft Lenzburg-Aarau lautet auf Be-

trug und Veruntreuung. Puric hat mit

seinem Verteidiger Einsprache gegen

einen Strafbefehl eingelegt. Die Zivil-

und Strafkläger, acht an der Zahl, sind

bei der Verhandlung nicht anwesend.

Ein Anwalt aus Zürich vertritt sie. Der

einstimmige Vorwurf: Puric soll sich

ein höheres Monatsgehalt erschlichen

haben, indem er dem Verein, für den

er als Imam arbeitete, falsche Zeug-

nisse vorgelegt haben soll. Ausserdem

soll er eine Beerdigung durchgeführt

und das Geld dafür nicht an den Ver-

ein abgegeben haben.

Puric war im Begegnungszentrum

in Oberentfelden bis Mai 2018 für die

Durchführung der gemeinschaftli-

chen Gebete und für die Seelsorge der

Gemeinschaft verantwortlich. Zu sei-

nen Aufgaben gehörten moralischer

und religiöser Beistand sowie die Be-

gleitung von Familien bei Todesfällen.

Für diese Tätigkeiten bekam er 1995

einen Anfangslohn von 3200 Franken

brutto. Das Gehalt wurde über die

Jahre hinweg angepasst, zuerst auf

4000 Franken, später dann auf 5600

Franken. Er selber habe nie nach einer

Lohnerhöhung gefragt, sagt der Imam

bei der Befragung im Gerichtssaal.

«Die Leute im Verein schlugen dies

vor, weil ich weniger verdiente als ein

Kellner», fügt der 51-Jährige an. Puric

ist zweifacher Vater.

Konflikt zwischen Imam und
Radikalen im bosnischen Verein

Er habe vor den Lohnerhöhungen ne-

benbei gearbeitet, um sich etwas da-

zuzuverdienen. Er habe beispielswei-

se Zeitungen verteilt. Zeugnisse habe

er nie einreichen müssen, sagt er.

«Nur im Jahr 1995 habe ich einen Be-

leg eingereicht, der besagte, dass ich

als Imam geeignet war.» Erst Jahre

später, nachdem sein Gehalt bereits

erhöht worden war, habe eine Gruppe

im bosnischen Verein Druck gemacht,

er solle Diplome einreichen. Bei die-

ser Gruppe handle es sich um die acht

Zivil- und Strafkläger. «Aber diese

Diplome haben mit meiner Tätigkeit

als Imam nichts zu tun», sagt er.

«Herr Puric war seit 1995 ein be-

liebter Imam», sagt sein Verteidiger

Kenad Melunovic während seines Plä-

doyers. Bereits zu Anfang der Ver-

handlung macht Melunovic deutlich,

dass die Strafkläger mit ihrer Anzeige

andere Ziele verfolgten: «Seit 2014

hat sich im Verein eine radikalere isla-

mische Gruppierung gebildet, welche

die Gemeinschaft zu einem strenge-

ren Islam führen wollte. Imam Muris

Puric galt als aber als Repräsentant ei-

ner traditionell aufgeklärten Schule

und war deshalb bei dieser Fraktion

unbeliebt.» Puric sei den Anklägern

ein Dorn im Auge gewesen. «Man

wollte ihn herausdrängen und durch

einen anderen Imam ersetzen», sagt

Verteidiger Melunovic.

Vorstandsmitglieder wurden bei
Abstimmung 2017 abgewählt

Die Zivil- und Strafkläger waren nicht

nur Mitglieder im Verein, sondern be-

kleideten ad interim auch Vorstands-

aufgaben. Sie sollen innerhalb des

Vereins immer mehr Stimmung gegen

den gemässigten Imam gemacht und

die Vereinsmitglieder sogar ange-

schrieben haben. Die Lage habe sich

dermassen zugespitzt, dass es im

Herbst 2017 zu einer Urabstimmung

kam: «Man diskutierte darüber, ob

man weiterhin einen gemässigten Is-

lam praktizieren wolle. Und die ganz

grosse Mehrheit sprach sich für die

Beibehaltung von Herrn Puric aus»,

so Rechtsanwalt Melunovic.

Gleichzeitig seien die acht Zivil-

und Strafkläger bei dieser Abstim-

mung als Vorstandsmitglieder abge-

wählt worden. «Der Verein ist mit

Herrn Puric im Reinen. Die Lohn-

erhöhung bekam er, damit er neben-

bei nicht mehr arbeiten musste», er-

klärt sein Verteidiger. Die als Beweis

eingereichten Unterlagen belegten,

dass Muris Puric das Geld für die Be-

erdigung an den Verein überwiesen

habe. Auch die Arbeitsverträge mit

dem Imam liegen dem Gericht vor.

Die acht Vereinsmitglieder seien

nicht als Strafkläger zuzulassen, bean-

tragt der Verteidiger des Imams. «Die

heute zu beurteilenden zwei Tatbe-

stände betreffen die Nachteile des

Vereins und nicht die von Privatperso-

nen», so Melunovic. Der Verein gelte

als juristische Person. Aber der Verein

habe sein Desinteresse an der Ver-

handlung erklärt. Die Ankläger hätten

sich mit ihrer Anzeige rächen wollen,

hält der Rechtsanwalt fest.

Das Gericht spricht den Imam
in allen Anklagepunkten frei

Nach einer kurzen Beratung wird der

Imam vollumfänglich freigesprochen.

«Sowohl die Akten als auch die Befra-

gung konnten die Anklagevorwürfe

nicht erhärten», sagt Gerichtspräsi-

dentin Patricia Berger. Puric habe die

Lohnerhöhung bereits 2011 erhalten:

«Und auch der damalige Präsident

des Vereins bestätigte, dass die einge-

reichten Zeugnisse nicht für die Lohn-

erhöhung entscheidend waren.» Puric

lächelt, als er den Gerichtssaal ver-

lässt. Mit dem Freispruch ist ihm eine

Last von den Schultern gefallen.

Die Verhandlung – und vor allem

die Zeit davor – ist aber nicht spurlos

an ihm vorbeigegangen. «Die Gruppe

hat mich seit Jahren gemobbt, verfolgt

und Rufmord gegen mich begangen.

Ich musste von ihnen sehr viel erdul-

den, weil ich mich ihren radikalen An-

sichten widersetzt habe», sagt Puric

nach dem Freispruch.

Die Islamische Gemeinschaft der

Bosniaken sei im Aargau und in der

Schweiz seit 27 Jahren eine Vorzeige-

Gemeinschaft: «Durch meine Leitung

war sie interreligiös sehr gut ver-

netzt», so Puric. Jahrelang hätten sie

beste Kontakte zu katholischen und

reformierten Kirchen in verschiede-

nen Gemeinden gepflegt. Zudem sei

man auch im Interreligiösen Aargauer

Arbeitskreis und im Verein der Inter-

religiösen Arbeitsgemeinschaft der

Schweiz sehr engagiert gewesen.

Doch die Gruppierung, die gegen

ihn geklagt habe, sei innerhalb der

Gemeinschaft negativ aufgefallen:

«Sie haben in der Moschee ein neues

Kinderprogramm errichtet, in wel-

chem sie angsteinflössende Videos

über die Hölle und das Jenseits ge-

zeigt haben. Ausserdem haben sie den

20-jährigen internen Frauenverein

aufgelöst und versuchten dies auch

mit dem Musikchor und der Folklore-

Tanzgruppe», so Puric. Dies sei der

Gruppe bisher zum Glück nicht gelun-

gen. «Aber viele Jugendliche haben

sich wegen der strikten Haltung von

der Gemeinschaft abgewendet, da

diese Gruppe zum Beispiel nicht ein-

mal Musik toleriert», kritisiert er.

Imam sieht Mitglieder seines
Vereins als beispielhafte Muslime

Die Mitglieder der Islamischen Ge-

meinschaft der Bosniaken des Kan-

tons Aargau seien beispielhafte Mus-

lime, die sich für ein friedvolles und

tolerantes Zusammenleben einsetzen,

sagt Puric: «Und sie lehnen sich gegen

jede Art von Radikalität auf.»

Bei der Abstimmung im Septem-

ber 2017, welche der Verteidiger vor

Gericht erwähnt hat, hat Puric mehr

als 500 Mitglieder der Gemeinschaft

versammelt, wie er erzählt: «An jener

Veranstaltung ist der ganze Vorstand,

der sich aus dieser Gruppe zusam-

mensetzte, fristlos freigestellt wor-

den.» Dies sei für die achtköpfige

Gruppe umso mehr Grund gewesen,

sich am Imam zu rächen: «Sie haben

mich verleumdet, und sie haben ge-

gen mich intrigiert.» Die enorme psy-

chische Belastung habe bei ihm zu ei-

ner Erkrankung geführt: «Ich habe

mich bis heute nicht davon erholt und

bin zurzeit krankgeschrieben.»

Mit einer Petition, die 508 Vereins-

mitglieder vor dem Urteil unterschrie-

ben haben, demonstrierten viele

Menschen ihre Solidarität mit Muris

Puric, erzählt er. Trotzdem wurde der

Vertrag mit dem Imam nach 23 Jahren

im Mai 2018 im gegenseitigen Einver-

ständnis aufgelöst: «Die Gründe dafür

waren meine Krankheit und auch die

gerichtlichen Untersuchungen.»

Verein spricht von persönlichen
Meinungsverschiedenheiten

Die Islamische Gemeinschaft der Bos-

niaken des Kantons Aargau, die seit

jener Abstimmung 2017 einen neuen

Vorstand hat, nimmt auf Anfrage der

AZ nach dem Urteil zum Vorfall Stel-

lung. Der Vorstand des Vereins sei zu

keinem Zeitpunkt im Besitz von ein-

deutigen Beweisen gewesen, welche

einen rechtlichen Schritt gegen den

damaligen Imam Muris Puric gerecht-

fertigt hätten: «Die Anschuldigungen

einzelner Vereinsmitglieder gegen-

über dem damaligen Imam konnten

inzwischen sogar widerlegt werden.»

Für eine direkte Einmischung habe

seitens Verein kein Grund bestanden.

Das Arbeitsverhältnis mit dem

Imam sei im gegenseitigen Einver-

nehmen durch einen Aufhebungsver-

trag im Mai 2018 aufgelöst worden,

bestätigt der Verein. «Die Position des

Imams wurde mittlerweile anderwei-

tig besetzt, somit ist eine Rückkehr

von Herrn Puric auf die Position nicht

möglich», schreibt der Verein. Der

frühere Imam sei aber selbstverständ-

lich noch immer Mitglied des Vereins.

Dass die acht Personen die Vor-

würfe gegen den Imam erhoben und

zur Anzeige gebracht haben, um ihn

herauszudrängen und einen radikale-

ren Islam zu praktizieren, glaubt man

in Oberentfelden nicht: «Der Vor-

stand konnte bei der Meinungsver-

schiedenheit zwischen dem ehemali-

gen Imam und der genannten Gruppe

von Mitgliedern keinerlei religiöse

Motive erkennen, weder im Inhalt

noch in der Argumentation der Vor-

würfe», hält der Verein fest.

Strafkläger sind noch immer
Mitglieder im Verein

Die Mehrheit der acht Personen, die

den Imam angezeigt haben, sind wei-

terhin Vereinsmitglieder. «Aus neu-

traler Sicht des Vorstands handelte es

sich um eine Meinungsverschieden-

heit auf privater oder persönlicher

Ebene.» Eine Sanktionierung oder ein

Ausschluss einer der Parteien kam im

Verein bisher nicht zur Sprache.

Die Islamische Gemeinschaft der

Bosniaken des Kantons Aargau be-

kennt sich ausdrücklich zu den demo-

kratischen Prinzipien und säkularen

Werten der Schweiz: «Wir verurteilen

ausnahmslos jegliche extremistische

oder radikale Haltung», hält der Vor-

stand fest. Eine Urabstimmung dar-

über, ob man weiterhin einen gemäs-

sigten Islam praktizieren wolle und

den Imam Puric behalten wolle, habe

es so nicht gegeben. Der Verein bestä-

tigt aber, dass es im September 2017

bei einer ausserordentlichen General-

versammlung zur Neuwahl des Vor-

stands kam. «Bei einem Traktandum

wollte der damalige Noch-Vorstand

vor der Neuwahl alle Anwesenden

über den Sachverhalt und die entstan-

denen Vorwürfe gegenüber dem

Imam aufklären. Die grosse Mehrheit

der Anwesenden lehnte dies aber ab.»

Ein Vereinsmitglied, das anonym

bleiben möchte, kann das Vorgehen

der acht Zivil- und Strafkläger nicht

nachvollziehen. «Es erstaunt mich

heute noch, mit wie viel Nachdruck

und Energie diese Personen den Ruf

des damaligen Imams zu zerstören

versuchten.» Er sei sich nicht sicher,

ob es dieser kleinen Gruppe darum

gegangen sei, Muris Puric herauszu-

drängen oder durch die Infragestel-

lung seiner Diplome seine theologi-

sche Autorität infrage zu stellen.

«Selbst wenn er in Vergangenheit

Fehler begangen haben sollte, recht-

fertigt dies ein solches Vorgehen

nicht», so das Vereinsmitglied.

Stefania Telesca (Text)
und Chris Iseli (Bild)

«Ich musste viel
erdulden, weil ich
mich ihren radi-
kalen Ansichten
widersetzt habe.»

Muris Puric

Ehemaliger Imam in Oberentfelden

Imam vor Gericht:
War es eine Abrechnung
unter Muslimen?
Muris Puric, ein gemässigter bosnischer Imam, landet in Aarau vor Gericht. Eine radikale Gruppe aus seiner

Glaubensgemeinschaft habe versucht, ihn mittels Betrugsvorwürfen absetzen zu lassen, sagt sein Verteidiger.

Dies, weil der Imam ihnen nicht streng genug war. Beim Streit habe es sich um eine Meinungsverschiedenheit

auf privater und nicht religiöser Ebene gehandelt, entgegnet der muslimische Verein.

23 Jahre lang war der Bosnier Muris Puric Imam          in Oberentfelden – dieses Foto wurde 2015 aufgenommen, als er noch im Amt war. 
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Überwachung FDP-Grossrat Adrian

Schoop reichte kürzlich einen Vor-

stoss zum politischen Islam im Aargau

ein. Er fragte die Regierung, ob diese

davon ausgehe, «dass die Predigten in

Aargauer Moscheen harmlos sind und

nicht im Widerspruch zu unseren ge-

sellschaftlichen Werten stehen». Aus-

serdem wollte er wissen, mit welchen

Mitteln islamistische Tendenzen und

Gefahren in den Moscheen im Kanton

Aargau beobachtet würden. Radikali-

sierung sei eine Herausforderung für

die Gesellschaft, antwortete der Re-

gierungsrat. Man sei sich der Risiken

des religiösen Extremismus für die in-

nere Sicherheit im Kanton bewusst.

Dennoch betonte er, «dass sich eine

grosse Mehrheit der Muslime in die

rechtsstaatlichen und gesellschaftli-

chen Verhältnisse im Aargau inte-

griert». Der politische Islam sei bisher

ein Randphänomen geblieben.

Kantonspolizei steht in Kontakt
mit islamischen Vereinen

«Die Kantonspolizei verfolgt Hinwei-

se auf verdächtige Vorgänge innerhalb

von Moscheen», schreibt der Regie-

rungsrat. Sie tue dies beispielsweise,

wenn der Verdacht bestehe, dass ter-

roristische oder gewaltextremistische

Gefahren durch Predigten mit religiö-

sem Hass als Inhalt entstehen könn-

ten. «Die Kantonspolizei unterhält zu-

dem regelmässige Kontakte mit den

Verantwortlichen der verschiedenen

islamischen Vereine im Kanton.»

Ob die Polizei von der angeblichen

Urabstimmung über die Ausrichtung

des Islams in der Moschee in Ober-

entfelden wusste (siehe Hauptartikel),

lässt sich nicht beantworten. «Wir

können keine Aussagen zu konkreten

Fällen machen», sagt Bernhard Gra-

ser, Sprecher der Kantonspolizei.

Islamistische Tendenzen und Ge-

fahren in den hiesigen Moscheen wür-

den aber beobachtet, hält der Regie-

rungsrat fest: «Im Aargau ist der

‹Dienst Staatsschutz› der Kantons-

polizei mit dieser Aufgabe betraut.»

Extremismus werde von den Behör-

den beobachtet und bekämpft. Dafür

stehe die Polizei im Austausch mit

dem Nachrichtendienst des Bundes

und mit der Bundeskriminalpolizei.

Kanton betreibt Anlaufstellen
gegen Radikalisierung

Seit Anfang 2018 bestehen im Aargau

zwei Anlaufstellen in der Kantonsver-

waltung, an die sich Personen aus

dem Umfeld von Menschen wenden

können, die sich möglicherweise radi-

kalisieren. Angesprochen sind Fach-

personen aus den Bereichen Bildung,

Freizeit, Asylwesen, Migration und

Soziales, aber auch Angehörige. Eine

Anlaufstelle betreibt das Departe-

ment Gesundheit und Soziales (DGS),

die zweite das Departement Bildung,

Kultur und Sport (BKS). Diese deckt

die Alterskategorie der Jugendlichen

und jungen Erwachsenen ab.

Seit Einführung wurden beim

DGS insgesamt acht Fälle gemeldet:

«Mehrheitlich handelte es sich um

Meldungen von Personen mit einem

auffälligen Verhalten, auch im Zusam-

menhang mit der Nutzung der sozia-

len Medien», sagt Stephan Müller,

Leiter der Sektion Betreuung Asyl

beim Kantonalen Sozialdienst. Die

Anlaufstelle im BKS wurde seit ihrer

Einführung in zehn Fällen kontak-

tiert. «In allen Fällen standen auffälli-

ges Verhalten, Gewalttätigkeit oder

andere Auffälligkeiten aufgrund von

Traumatisierung im Vordergrund»,

sagt Sprecherin Simone Strub.

Stefania Telesca

So werden islamische
Vereine und Moscheen
im Aargau kontrolliert
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Seit Stephan Diethelm Vize-Präsident

des Aargauer Kuratoriums ist, haben

sich die Beiträge für seine Konzertrei-

he «Musik im Pflegidach» Muri fast

verdreifacht (die AZ berichtete). Um

dem Vorwurf der Begünstigung entge-

genzuwirken, ist in internen Richtli-

nien festgehalten, dass Kuratoriums-

mitglieder bei Projekten, an denen sie

selber beteiligt sind, das Gesuch nicht

selber einreichen dürfen. So finden

sich in den Tätigkeitsberichten unter

den Beitragsempfängern keine Na-

men von Kuratorinnen und Kuratoren

– ihre Projekte werden aber trotzdem

unterstützt.

Kuratoriumspräsident Rolf Keller

findet die Regelungen «sinnvoll und

adäquat». Er verweist zudem auf die

Ausstandsregel, die vorschreibt, dass

Kuratoriumsmitglieder bei der Be-

handlung von Gesuchen von Projek-

ten, an denen sie beteiligt sind, in den

Ausstand treten müssen. Gesuche um

individuelle Förderbeiträge dürfen sie

keine stellen.

Nur noch ausserkantonale
Kuratorinnen und Kuratoren?

Interessenskonflikte sind in der Kul-

turförderung ein stetiges Thema. Oft

sind Kuratorinnen und Kuratoren

selbst Kulturaktivisten. Kulturdirektor

Alex Hürzeler findet deshalb, dass der

Umgang, die Handhabung und die

Regelung von Interessenkonflikten zu

Recht immer wieder ein Thema in

Fachkommissionen seien. Er weist

aber daraufhin, dass solche Gremien

auch auf fachlich versierte Mitglieder

angewiesen seien, die mit den lokalen

Gegebenheiten vertraut sind. «Die ge-

wünschten Erfahrungen und Kennt-

nisse sind genau in jenen Kreisen zu

finden, die selber ehrenamtlich oder

professionell im Kulturbereich tätig

sind», sagt Hürzeler. Seiner Meinung

nach müssen die aktuellen Regelun-

gen deshalb genügen. «Vor allem

wenn wir im Kuratorium weiterhin

auch auf die Expertise von Vertrete-

rinnen und Vertretern aus dem Kan-

ton Aargau zählen wollen», sagt Hür-

zeler. Er sieht auf der Regelungsebene

keinen zusätzlichen Bedarf.

Für Tanja Primault, SVP-Grossrä-

tin und Präsidentin der Kulturkom-

mission, ist hingegen klar, dass Hand-

lungsbedarf besteht, «wenn selbst Ku-

ratoren ihr Handeln als Vertuschung

ansehen». Es gehe um Steuergelder.

Als Kurator dürfe man abgesehen von

der Entschädigung «in keiner Weise

finanziell vom Kuratorium profitie-

ren». Zumindest die Ausstandsregel

müsse deshalb konsequent ange-

wandt werden und auch eine Anpas-

sung der Richtlinien fände Primault

sinnvoll. «Dies auch für die Reputa-

tion des Kuratoriums.» Das Thema

werde politisch sicher diskutiert. In

der Kommission oder möglicherweise

über einen politischen Vorstoss.

Auch SP-Grossrätin Colette Basler

sitzt in der Kulturkommission. Inte-

ressenkonflikte werde man nie ver-

meiden können, sagt sie. Würde man

dies wollen, müsste man Kurato-

riumsmitgliedern die kulturelle Tätig-

keit im Aargau verbieten. Das hätte

zur Folge, dass Ausserkantonale über

die Vergabe der Fördergelder ent-

scheiden. «Sie kennen aber die Gege-

benheiten im Aargau nicht.»

Basler findet, dass es aufgrund der

Berichterstattung über Vetterli-Wirt-

schaft im Kuratorium eine Auslege-

ordnung brauche. Auch das Kulturge-

setz und die Verordnung müssten an-

geschaut werden, sagt Basler. «Es wä-

re aber sehr unprofessionell, jetzt vom

Schiff aus Anpassungen zu fordern.»

Sie glaubt auch nicht, dass sich einzel-

ne Kuratoriumsmitglieder bereichern

können. «Erstens fliessen die Förder-

gelder an ein Projekt. Zweitens ent-

scheidet nicht nur eine Person dar-

über, wer Geld erhält.» 

Noemi Lea Landolt

Kuratorium: Alex Hürzeler
will keine neuen Regeln
Der Verdacht auf Vetterli-Wirtschaft im Aargauer Kuratorium gibt zu

reden. SVP-Grossrätin Tanja Primault sieht Handlungsbedarf.

ANZEIGE
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